
„wiederholt mit großer Intensität“ verwirklicht wur­
den./*/ Obwohl beide Gerichte in der Begründung 
ihrer Entscheidung an mehreren Stellen das Verhalten 
des Angeklagten bis zur rechtswidrigen Zueignung der 
Geldbeträge zutreffend als mit großer Intensität be­
gangen charakterisierten, erkannten sie nicht, daß bei 
dieser Begehungsweise, wenn sie wiederholt geschieht, 
stets zu prüfen ist, ob die Voraussetzungen für die An­
wendung des verbrecherischen Diebstahls gegeben sind. 
Offenbar gingen die Instanzgerichte davon aus, daß die 
Tatbestandsmerkmale der §§ 181 bzw. 162 jeweils Abs. 1 
Z'.ff. 3 höhere Anforderungen stellen als sie in den 
gleichlautenden Tatbeständen der §■§ 161, 180 StGB für 
die einmalige Handlung enthalten sind. Dazu hat das 
Oberste Gericht in seinem Urteil vom 30. März 1972 
— 2 Zst 5/72 — (NJ 1972 S. 366) ausgesprochen: „Das in 
§ 181 Abs. 1 Ziff. 3 StGB enthaltene Tatbestandsmerk­
mal stellt keine größeren Anforderungen an die Tat­
intensität im Einzelfall, als das des § 180 StGB und ist 
daher hinsichtlich der Einzelhandlungen mit diesem 
identisch.“
Die Verwirklichung dieses Tatbestandsmerkmals ist bei 
der im ersten Tatkomplex geschilderten Diebstahls­
handlung durch die Art und Weise der Tatbegehung 
charakterisiert, die eine vorherige konzentrierte Beob­
achtung des Tatorts, insbesondere des Aufbewahrungs­
orts der Geldkassette, erkennen läßt sowie den Um­
stand einschließt, daß zur Öffnung der Behältnisse ver­
schiedene Gegenstände verwendet wurden (im vorlie­
genden Falle ein Messer und ein Nachschlüssel). Die 
große Intensität wurde schließlich auch dadurch ver­
wirklicht, daß der Angeklagte beim Eindringen in das 
Innere des Gebäudes bestimmte Hindernisse zu über­
winden hatte. Es wurde sowohl sozialistisches als auch 
persönliches Eigentum geschädigt, wobei es dem Ange­
klagten gleich war, welche Eigentumsart von ihm an­
gegriffen wurde.
Hinsichtlich des zweiten Tatkomplexes ist große Inten­
sität durch das gewaltsame Zerschlagen einer Scheibe, 
das nachfolgende Einsteigen und das öffnen von Be­
hältnissen im Gebäudeinnern mittels einer Nagelfeile 
gekennzeichnet, wobei persönliches Eigentum geschä­
digt wurde.
Der Angeklagte hat zweimal und damit wiederholt 
persönliches Eigentum mit großer Intensität angegrif­
fen, so daß der Tatbestand des § 181 Abs. 1 Ziff. 3 StGB 
erfüllt ist. Im vorliegenden Fall ist aber, obwohl sozia­
listisches Eigentum nur beim ersten Tatkomplex und 
damit nur einmal mitgeschädigt wurde, dennoch § 162 
Abs. 1 Ziff. 3 StGB anzuwenden, weil dieses erschwe­
rende Merkmal in beiden gesetzlichen Bestimmungen 
(§§ 162, 181 jeweils Ziff. 1 und 3 StGB) enthalten ist, 
die Strafandrohung in beiden Tatbeständen gleiche 
Sanktionen vorsieht und der Erschwerungsgrund in der 
wiederholten Tatbegehung liegt (§ 63 StGB).
Infolge des Nichterkennens des verbrecherischen Cha­
rakters der gegen das sozialistische und persönliche 
Eigentum und damit gegen die Rechte der Bürger ge­
richteten wiederholten Angriffe des Angeklagten sind 
auch die von den Instanzgerichten ausgesprochenen 
Strafen bei weitem zu niedrig. Das Ausmaß der Schäd­
lichkeit und der Grad der Schuld des Angeklagten 
wird sowohl durch die nicht unerhebliche Schadens­
höhe von etwa 3 000 M als auch dadurch charakteri­
siert, daß der Angeklagte insbesondere aus der ein­
schlägigen Vorstrafe keine entsprechenden Schlußfol­
gerungen zog, sondern bereits vor Ablauf eines Jahres 
nach seiner Entlassung aus dem Strafvollzug erneut

/*/ Vgl. dazu auch das Urteil des Obersten Gerichts vom 
15. Mai 1972 - 2 Zst 13/72 - (NJ 1972 S. 617) mit der erläutern­
den Anmerkung von Pasler. D. Red.

in gleicher Weise straffällig wurde. Dieser Umstand 
erhöht die Tatschwere. Weiterhin ist erschwerend zu 
berücksichtigen, daß der Angeklagte sich im Arbeits­
prozeß disziplinlos verhielt und auch nicht gewillt war, 
kritische Hinweise des Arbeitskollektivs zu beachten. 
Aus den angeführten Gründen waren die Urteile des 
Bezirksgerichts und des Kreisgerichts im Schuld- und 
Strafausspruch aufzuheben. Die Sache war zur erneu­
ten Verhandlung und Entscheidung an das Kreisgericht 
zurückzuverweisen.
In der erneuten Hauptverhandlung wird das Kreis­
gericht unter Berücksichtigung der zur Gesellschafts­
gefährlichkeit getroffenen Beurteilung der Handlungen 
des Angeklagten diesen wegen mehrfachen Verbre­
chens des Diebstahls sozialistischen und persönlichen 
Eigentums nach § 162 Abs. 1 Ziff. 3 bzw. nach § 181 
Abs. 1 Ziff. 3 StGB zu einer Freiheitsstrafe, die nicht 
unter drei Jahren liegen darf, zu verurteilen und er­
neut auf Zulässigkeit staatlicher Kontrollmaßnahmen 
gemäß § 48 Abs. 1 Ziff. 2 StGB zu erkennen haben.

§ 177 StGB.
1. Bei einem zum Freizügigkeitsverkehr zugelassenen 
Sparkassenbuch handelt es sich um eine Urkunde i. S. 
von § 808 Abs. 1 BGB, die mit der Bestimmung aus­
gestellt wurde, die darin versprochene Leistung vom 
Schuldner an jeden Inhaber mit der Rechtsfolge der 
Schuldbefreiung leisten zu können.
Bewirkt ein Täter, der ein solches Sparkassenbuch 
entwendete, durch Vorlage desselben bei der Sparkasse 
eine Auszahlung, so tritt in Höhe des abgebuchten Be­
trages eine rechtswirksame Schmälerung des Anspruchs 
des Gläubigers ein.
2. Der Täter, der ein zum Freizügigkeitsverkehr zuge­
lassenes Sparkassenbuch wegnimmt, um es sich rechts­
widrig zuzueignen, begeht Diebstahl im Umfang des 
darin verkörperten Geldwertes.
OG, Urt. vom 28. Juni 1972 - 2 Zst 22/72.

Die Angeklagte B. entwendete aus der Wohnung ihrer 
Mutter ein Sparkassenbuch mit einer Einlage von 
141,62 M. Es handelt sich dabei um Geld einer Lotto­
gemeinschaft, das ihre Mutter verwaltete. Die Ange­
klagte hob am gleichen Tag unter Vorlage des Spar­
kassenbuchs 60 M und 80 M ab, indem sie zwei Spar­
auszahlungsscheine ausfüllte und mit dem Namen H.-K. 
Unterzeichnete.
Auf Grund dieses Sachverhalts verurteilte das Kreis­
gericht die Angeklagte wegen Vergehens des Diebstahls 
von persönlichem Eigentum (§§ 177 Abs. 1, 180 StGB).
Auf die Berufung der Angeklagten änderte das Be­
zirksgericht das Urteil des Kreisgerichts im Schuld­
ausspruch ab und verurteilte die Angeklagte wegen 
mehrfachen Betrugs zum Nachteil des sozialistischen 
Eigentums und Urkundenfälschung (§§ 159, 161, 240 
StGB).
Gegen diese Entscheidung richtet sich der Kassations­
antrag des Generalstaatsanwalts der DDR, der Erfolg 
hatte.

Aus den G r ü n d e n :
Die Entscheidung des Bezirksgerichts verletzt das Ge­
setz. Das Bezirksgericht ging zwar bei seiner Entschei­
dung zutreffend davon aus, daß es sich bei dem Spar­
kassenbuch, welches zum Freizügigkeitsverkehr zuge­
lassen war, um ein Inhaberpapier handelt, ohne jedoch 
das Wesen eines solchen und die sich daraus ergebenden 
zivilrechtlichen und strafrechtlichen Konsequenzen rich­
tig zu erfassen. Der Hinweis des Bezirksgerichts auf das 
Urteil des Obersten Gerichts vom 20. Juli 1965 — 4 Zst 
5/65 — (NJ 1965 S. 621) geht fehl, weil es sich bei dem
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